P R O T O K O L L
über die Gemeinderatssitzung

am Mittwoch, 26.03.2008, 19:00 Uhr

Ort: Gemeindeamt Ulrichskirchen

Eingeladen und anwesend waren:

Vizebgm. Rolf-Dieter Hensel



GfGR Robert Busch

GfGR Josef Holzbauer




GfGR Susanne Wohner

GfGR Josef Stöckelmayer




GR Rudolf Roschitz




GR Wolfgang Kraus

GR Ludwig Wernhart 




GR Kalser Wolfgang
GR Ing. Karl Jansky




GR Johann Krexner
GR Prof. Mag. G. Schwaigerlehner


GR Ingeborg Esberger

GR Josef Binder




GR Franz Busch
GR Maria Schütz




GR Christian Mader
GR Ing. Markus Köstler



GR Franz Jungmann
Entschuldigt: GR Michael Neumann
Vorsitz:

Bgm. Ernst Bauer

Protokoll:
Heidi Holzmann

TAGESORDNUNG:

Öffentlich:

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2. Genehmigung des Sitzungsprotokolles vom 30.01.2008

3. Gebarungseinschau vom 28.2.2008

4. Auftragsvergabe Straßenbeleuchtung

5. Auftragsvergabe Straßenbau

6. Verkehrsberuhigende Maßnahmen KG Ulrichskirchen - Kostenübernahme

7. Änderung Förderrichtlinien „Erneuerbare Energie“

8. Änderung Subventionen für Vereine

9. Änderung Abfallwirtschaftsverordnung

10. Mietvertrag Gemeindewohnung, KG Schleinbach

11. Entwidmung, Verkauf und Abtretung von Gemeindegrund – KG Kronberg

12. Grundabtretung KG Schleinbach

13. Altherrensiedlung – Grundsatzbeschluss

14. Hortordnung – Ferienbetreuung

15. Grenzregulierung zwischen KG Kronberg und KG Traunfeld im Zuge der Flurbereinigung

16. Rechnungsabschluss

17. Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen

TO 1) Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bgm.Ernst Bauer begrüßt die Anwesenden, erklärt GR Neumann als entschuldigt, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung.
TO 2) Genehmigung der Sitzungsprotokolle vom 30.01.2008
Die Sitzungsprotokolle vom 30.01.2008 werden einstimmig genehmigt und gefertigt.

TO 3) Gebarungseinschau vom 28.02.2008
Am 28.02.2008 fand eine Gebarungseinschau statt.

Der Obmann des Prüfungsausschusses berichtet:
TO 1: Rechnungsabschluss

· Gruppe 0, 723000, o.H, Ausgaben, Amtspauschalien und Repräsentationsausgaben:
Ein vom Land vorgeschriebenen Betrag für diverse Tagungen. Wie bemisst sich die Höhe dieser Beträge? Muss auch bezahlt werden, wenn an den Veranstaltungen nicht teilgenommen wird? Wird an diesen Veranstaltungen teilgenommen?


·  A) Gruppe 4, 768100, o.H., Ausgaben, Familienförderung Hort
B) 768200, o.H., Ausgaben, Förderung zur Schaffung familienfreundlicher Arbeitsplätze
C) 768300 o.H., Ausgaben, Familienförderung
Es wurde im Nachtragsvoranschlag A € 300,00, B € 2.200,00 und C 5.000,00 budgetiert, jedoch nichts verbraucht. Woran liegt das?


· Gruppe 7, 771000, 002000, o.H., Ausgaben, Verbesserung Wanderwege
Es wurden € 2.000,00 budgetiert, jedoch nichts verbraucht, Woran liegt das?


· Gruppe 8, 815000, 619000, o.H., Ausgaben, Instandhaltung Kinderspielplätze
Es wurden € 3.000,00 budgetiert, jedoch nur € 923,93 verbraucht. Woran liegt das?



Es wurden keine Differenzen festgestellt.

Die rechnerische und sachliche Richtigkeit wurde bestätigt.

TO 2:Allfälliges
Als Termin für die nächste Sitzung wurde der 17.04.2008 festgelegt. Thema: Abfallwirtschaft – Kostenneutralität, Auswertung des Wassermessgerätes, Allfälliges.

Stellungnahme des Bürgermeisters:
TO 1: Rechnungsabschluss

Zu Gruppe 0, 723000, Ausgaben; Amtspauschalen und Repräsentationsausgaben:

Die Höhe des Betrages wird vom Land vorgeschrieben. Wenn nicht teilgenommen wird, kommt es zu keiner Vorschreibung. An dieser Veranstaltung wird teilgenommen.

Zu Gruppe 4, 768100, Ausgaben: Familienförderung Hort:

Familienförderung Hort laut NVA 300,00 €.

Die Familienförderung wurde am 28.06.2007, gültig rückwirkend mit 01.01.2007 beschlossen.

Bis zum Rechnungsabschluss hat niemand einen Antrag gestellt. Im Nachtragsvoranschlag deshalb, weil die Richtlinien erst zwischen Erstellung des HHVA und des NVA beschlossen worden ist.

Zu Gruppe B 768200 Ausgaben: Förderung zur Schaffung familienfreundlicher Arbeitsplätze und Gruppe C 768300 Ausgaben: Familienförderung

Für beide wurden noch keine Richtlinien vom Gemeinderat beschlossen.

Zu Gruppe 7, 771000, 002000, Ausgaben: Verbesserung Wanderwege

Um das Höchstausmaß an Förderungen zu erzielen wurden die Sanierungen der Wanderwege, die teilweise Güterwege sind, auf das Konto Güterwege verbucht. Auf Grund guter Verhandlungen mit den ausführenden Firmen konnten mehr Güterwege saniert werden als ursprünglich geplant. Dies auch noch kostengünstiger.

Zu Gruppe 8, 815000, 619000, Ausgaben: Instandhaltung Kinderspielplätze

Die Instandhaltung der Kinderspielplätze erfolgte großteils durch unsere Arbeiter. Daher konnten die Kosten so gering gehalten werden.

Vizebgm. Hensel führt zu Punkt C) 768300 o.H., „Familienförderung“ an: Diese Position umfasste ursprünglich die Nachmittagsbetreuung im Kindergarten (EUR 10.000,00). Nach Neuregelung durch NÖ LRG wurde diese Summe geteilt und scheinbar vergessen, diese Position zu löschen.

Weiters führt er zu Gruppe 7, 771000, 002000, o.H., „Verbesserung Wanderwege“ an: Diese Position war ursprünglich 2006 für 4 „Naschecken“ entlang der Radwege bestimmt. Dieses Geld wird noch verwendet, eventuell auch für eine „Obstbaumallee“.

Der Bericht des Obmanns des Prüfungsausschusses GR Kalser und die Stellungnahme des Bürgermeisters werden einstimmig zur Kenntnis genommen.

Vizebgm. Hensel und GfGR Wohner regen an, die AK für Hortförderung bzw. Kindergartenförderung wieder einzuberufen um über die Richtlinien zu sprechen.

TO 4) Auftragsvergabe Straßenbeleuchtung
Es liegen die folgenden Angebote vor:
	
	Kreisverkehr
	Schaltstelle Siedlung im See

	 
	exkl. Ust
	inkl. Ust
	exkl. Ust
	inkl. Ust

	Helmer
	17.372,31
	20.846,77
	6.147,46
	7.376,95

	Phalke
	15.943,54
	19.132,25
	4.567,62
	5.481,14

	Manschein
	17.769,90
	21.323,88
	5.676,25
	6.811,50

	Gindl
	15.571,26
	18.685,51
	4.894,18
	5.873,02

	Ecker
	nicht angeboten
	 
	 

	
	Bründlgasse
	Parkgasse
	Anspeisung KV/Parkg.

	 
	exkl. Ust
	inkl. Ust
	exkl. Ust
	inkl. Ust
	exkl. Ust
	inkl. Ust

	Helmer
	3.795,87
	4.555,04
	9.095,30
	10.914,36
	3.140,46
	3768,55

	Manschein
	4.000,33
	4.800,40
	9.850,70
	11.820,84
	3.261,90
	3914,28

	Gindl
	3.680,69
	4.416,83
	8.825,35
	10.590,42
	2.994,79
	3593,75

	Ecker
	nicht angeboten
	 
	 
	 
	 

	Phalke
	nicht angeboten
	 
	 
	 
	 


GfGR Busch: Die SPÖ Fraktion wünscht eine getrennte Abstimmung der einzelnen Bauvorhaben, da sie beim BVH Kreisverkehr der Meinung sind, dass nicht in der Mitte des Ortes, sondern bei den Einfahrten mit den Rückbauten begonnen werden sollte.

Vizebgm. Hensel: Auch das Grüne Kleeblatt wünscht eine getrennte Abstimmung, da die Fa. Phalke beim BVH Siedlung im See der günstigste Anbieter ist.

Antrag Bgm. Bauer: Den Auftrag zur Errichtung der Beleuchtung für den Kreisverkehr an die Fa. Gindl zu vergeben.

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen (9 ÖVP, 1x Grünes Kleeblatt, 1x GR Köstler) angenommen,

       9 Stimmenthaltungen (SPÖ)

Antrag Bgm. Bauer: Den Auftrag zur Errichtung der Schaltstelle „Siedlung im See“ an die Fa. Phalke zu vergeben.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

Antrag Bgm. Bauer: Den Auftrag zur Errichtung der Beleuchtung in der Bründlgasse Kronberg an die Fa. Gindl zu vergeben.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

Antrag Bgm. Bauer: Den Auftrag zur Errichtung der Beleuchtung in der Parkgasse Kronberg an die Fa. Gindl zu vergeben.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

Antrag Bgm. Bauer: Den Auftrag zur Errichtung der Anspeisung des Kreisverkehrs und der Parkgasse Kronberg an die Fa. Gindl zu vergeben.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 5) Auftragsvergabe Straßenbau
Es liegen die folgenden Angebote vor:
	 
	Hofgarten-straße 9
	Ziegelofenweg Verlängerung
	Schulgasse
	Parkgasse / Pfarrhof
	Lindengasse

	Leithäusl
	2.180,20
	10.804,00
	8.736,50
	3.990,00
	7.921,00

	P+B
	2.301,00
	11.200,00
	9.031,00
	4.303,00
	8.482,60

	Allbau
	2.314,26
	11.961,70
	10.068,95
	4.595,70
	8.891,65


Antrag Bgm. Bauer: Die angeführten Straßenbauarbeiten an den Bestbieter Leithäusl zu vergeben.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 6) Verkehrsberuhigende Maßnahme KG Ulrichskirchen - Kostenübernahme
Es besteht die Möglichkeit, dass die Mitarbeiter der Straßenmeisterei Wolkersdorf das Bauvorhaben „Kreisverkehr Ulrichskirchen L6/L34 Nebenanlagen“ umsetzen können, wenn die Kostentragung durch die Gemeinde sichergestellt ist. Es wurde von Verkehrssachverständigen bewusst vorgeschlagen, in der Mitte des Ortes zu beginnen und dann sternförmig nach außen mit den weiteren Rückbauten fortzufahren. 
GfGR Busch: Die SPÖ Fraktion ist der Meinung, dass vorrangig die Durchzugsstraßen und Einfahrten rückgebaut werden sollen, die derzeit vorhanden Breite ladet zum Rasen ein.

Bgm. Bauer: Mit dem Kreisverkehr werden die Durchzugsstraßen verengt, die Straßenmeisterei Wolkersdorf hat weiters zugesagt, noch 2008 div. Hilfsmittel (Bodenmarkierungen, Brunnenringe, etc) an diesen Straßen anzubringen. Weiters ist im mittelfristigen Baufinanzplan des Landes NÖ für 2009 der Rückbau der Wolkersdorfer Straße und für 2011 der Rückbau der Schleinbacher Straße fix vorgesehen.
Vizebgm. Hensel: Er fordert von Bgm. Bauer mehr Druck an die NÖ LRG, dass die Schleinbacher Straße bereits 2010 und zusätzlich die Wienerstraße (ebenfalls Durchzugsstraße) 2011 rückgebaut wird. Nur unter diesen Bedingungen stimmt er zu.
Bgm. Bauer verspricht, den größtmöglichen Druck auszuüben.
Antrag Bgm. Bauer: Die Marktgemeinde Ulrichskirchen Schleinbach verpflichtet sich, für die Baumaßnahmen „Kreisverkehr Ulrichskirchen L6/L34 Nebenanlagen“ den geschätzten Gesamtkostenbeitrag in der Höhe von € 134.000,00 bereitzustellen.

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen (9 ÖVP, 1x Vizebgm. Hensel, 1x GR Köstler) angenommen,
9 Gegenstimmen (SPÖ)

TO 7) Änderung Förderrichtlinien „Erneuerbare Energie“
Der Arbeitskreis Klimabündnis empfiehlt dem Gemeinderat die Förderungen für erneuerbare Energie zu ändern.
Bgm. Bauer: Die im AK Klimabündnis vertretenen Gemeinderäte Vizebgm. Hensel, GfGR Busch und GR Schütz stellen den Antrag, die Förderungen für erneuerbare Energie wie folgt zu ändern:

Punkt 2) Art und Höhe der Förderung: Förderungen werden nur für EFH gewährt. Solar- und Photovoltaikanlagen können auch auf anderen Objekten des Förderungswerbers angebracht werden.

Punkt 3) Förderungswerber: Förderungswerber können nur natürliche Personen sein mit Wohnsitz in der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach. Änderungen sind ab sofort gültig.
Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO8) Änderung Subventionen für Vereine
In der Gemeinderatssitzung vom 29.3.2007 wurde beschlossen, dem Bildungs- und Heimatwerk Ulrichskirchen Schleinbach eine Subvention in Höhe von € 320,00 zuzuerkennen. Dieser Betrag beruht auf einem Schreibfehler und ist auf € 160,00 abzuändern.

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge den genannten Subventionsbetrag in Höhe von € 160,00 beschließen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO9) Änderung Abfallwirtschaftsverordnung
Folgende Änderungen sollen beschlossen werden:

1. Die Problemstoff- und Elektro-Altgerätesammlung ist nicht im NÖ AWG 1992, sondern bundesgesetzlich im § 28 und § 28a des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002, BGBl. I 102/2002, in der geltenden Fassung, geregelt. Verordnungen von Gemeinden dürfen bundesgesetzlich geregelte Bestimmungen nicht beinhalten.
Die Regelung über die Abfuhr und Entsorgung von Problemstoffen und Altelektrogeräten ist daher aus der Abfallwirtschaftsverordnung zu entfernen.

2. Im § 6 der Verordnung sind zweimal (bei Restmüll und kompostierbaren Abfällen) die Bestimmungen vorhanden, dass die Abfallwirtschaftsabgabe 25% der Abfallwirtschaftsgebühr beträgt. Die Abfallwirtschaftsgebühr als Oberbegriff umfasst den Behandlungsteil (für Restmüll und kompostierbare Abfälle in dieser Gemeinde) sowie einen möglichen Bereitstellungsanteil (wurde in der Gemeinde nicht beschlossen). Das heißt, dass die 25% an Abfallwirtschaftsabgabe von der Abfallwirtschaftsgebühr, das ist der Behandlungsanteil für Restmüll und gegebenenfalls für kompostierbare Abfälle, zu berechnen ist. § 6 Abs. 4 ist daher aufzuheben. Abs. 5 bzw. Abs. 6 wäre dann Absatz 4 bzw. Absatz 5.

Antrag Bgm. Bauer: Die Verordnung in der berichtigten Fassung zu genehmigen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 10) Mietvertrag Gemeindewohnung, KG Schleinbach
Die gemeindeeigene Wohnung in 2123 Schleinbach, Hauptplatz 1, Top. 1 wird voraussichtlich Ende Juni 2008 frei. Das Kündigungsschreiben von Frau Josume Martina ist heute eingelangt.

Es liegen 3 Ansuchen vor:

Irene Pfundtner, Kramergasse 1, 2123 Schleinbach
eingelangt am 29.10.07
Kathrin Gräf, 2122 Ulrichskirchen


eingelangt am 8.1.08

Michael Blazeg, Feldweg 65A, 2123 Schleinbach
eingelangt am 11.2.07

Antrag Bgm. Bauer: Die gemeindeeigene Wohnung in 2123 Schleinbach, Hauptplatz 1, Top. 1, an Irene Pfundtner, Kramergasse 1, 2123 Schleinbach,  als Startwohnung für die Dauer von längstens 5 Jahre, ab dem Zeitpunkt des Räumens durch die Vormieterin, zu vermieten. 

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 11) Entwidmung, Verkauf und Abtretung von Gemeindegrund – KG Kronberg
Frau Hildegard und Herr Eberhard Nachbagauer, Kellergasse 3, 2123 Kronberg, haben die Liegenschaften in der KG Kronberg Gdst.Nr. .13 und .14 G käuflich erworben. 

Um die Grundstücke zusammenlegen zu können ist es erforderlich, die Teilflächen 5 und 6 im Ausmaß von 21 m²aus Teilungsplan GZ 5026/08 von DI Swatschina von Parz.Nr. 1402/1 von der Marktgemeinde Ulrichskirchen Schleinbach zu erwerben. Die Teilfläche 5 im Ausmaß von 9 m² ist als Verkehrsfläche gewidmet. Diese Widmung ist nicht mehr erforderlich: 
Auf Figur 5 befindet sich eine Stiege, die nur vom Antragssteller benutzt wird – hier besteht kein Verkehrsbedürfnis. Figur 6 im Ausmaß von 12 m² dient ausschließlich zur Entwässerung des Oberflächenwassers. Zukünftig hat die Familie Nachbagauer für die Entwässerung auf Privatgrund selbst Vorsorge zu treffen.

Gleichzeitig hat die Familie Nachbagauer eine Fläche von 13m² der Gdst.Nr. .14 an die Marktgemeinde Ulrichskirchen Schleinbach abzutreten.

Es sind daher drei Anträge erforderlich:
Anträge Bgm. Bauer: 

Der Entwidmung der Verkehrsfläche zuzustimmen.

Dem Verkauf der Teilflächen von 21m² zum Preis von € 36,34 zuzustimmen

Der Gemeinderat beschließt die kostenlose Übernahme von 13m² von Gdst.Nr. .14. Diese Fläche wird der Parz.Nr. 1402/1 hinzugefügt.

Beschluss: Anträge einstimmig angenommen.
TO 12) Grundabtretung KG Schleinbach
Laut Teilungsplan DI Brezovsky, GZ 1669/8 hat Herr Robert Josume, 2123 Schleinbach, von der Parz.Nr. .147 das Teilstück 1 im Ausmaß von 12 m² an die Marktgemeinde Ulrichskirchen Schleinbach abzutreten.

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat beschließt die kostenlose Übernahme des Teilstückes 1 im Ausmaß von 12 m² von der Parzelle .147. Diese Fläche wird der Parz.Nr. 2057/7 hinzugefügt und als Öffentliches Gut gewidmet.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 13) Altherrensiedlung – Grundsatzbeschluss
Von einigen Anrainern und Eigentümern gibt es Bedenken gegen eine herkömmliche Siedlung im Bereich der Zone Altherren. Von vielen Bürgern und Eigentümern gibt es massive Wünsche nach Bauland. Bei Beginn der Verhandlungen mit der Genossenschaft wurde daher seitens der Gemeinde besonders auf einige heikle Themen hingewiesen, wie Verkehranbindung, Oberflächenwasser, ökologische Heizungsmöglichkeit. Es wurde mehrmals betont, dass bei der Bebauung ökologisch Aspekte im Vordergrund stehen müssen. 

Teil der Aufschließungszone Altherren wurde schon vor vielen Jahren als Bauland gewidmet. In diesem Bereich ist auch eine Widmung für ein Hochwasserschutzbecken und Grünland Sport. Dieser Bereich sollte nun auch in Bauland Wohnen gewidmet werden. Ebenso die beiden erhaltenswerten Gebäude im Grünland (Marek/Knaller). Dazu ist ein Grundsatzbeschluss zu fällen. 

Um allen Wünschen zu entsprechen soll in Form eines Architektur- und Planungsauswahlverfahrens auf Basis der NÖ Wohnbauförderung eine Lösung eine Bebauung gefunden werden, die diesem Gebiet entspricht. 

Die folgende Vorgehensweise ist vorgesehen:

1. Grundsatzbeschluss um die erforderlichen Umwidmungen in Auftrag zu geben.

2. Erarbeiten gemeinsamer Richtlinien durch einen Arbeitskreis der Gemeinde (Verkehrsproblematik, Landschaftsgestaltung usw.), welcher sich zusammensetzt aus: Bgm, je 1 Mitglied einer im Gemeinderat vertretenen Partei, 1 Eigentümervertreter und 1 Anrainervertreter. Diese Richtlinien gemeinsam mit der WAV erstellen.

3. Die Bevölkerung informieren, eventuell noch Stellungnahmen einarbeiten.

4. Architekten beauftragen durch die WAV

5. Erstellung eines Teilungsplanes
6. Grundstücksverhandlungen mit den Grundstückseigentümern (endgültige Kosten)
GfGR Busch: Die SPÖ Fraktion findet die Vorgehensweise in Ordnung. Im Arbeitskreis sollten Anrainervertreter von Viehtrift und auch der Kellergasse dabei sein, diese sollen die Anrainer selbst wählen. Auch der Vertreter der Eigentümer soll selbst gewählt werden.

Antrag Bgm. Bauer: Die Fa. Kordina mit den notwendigen Planungen für die Umwidmung zu beauftragen.
Beschluss: Antrag mit 18 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 9 SPÖ), 2 Stimmen dagegen (Vizebgm. Hensel, GR Köstler)
Begründung Vizebgm. Hensel: Er ist grundsätzlich für die Einrichtung eines Arbeitskreises, ist jedoch mit der Reihenfolge der Vorgehensweise nicht einverstanden. Er möchte die Bevölkerung vor Fassen des Grundsatzbeschlusses über im AK ausgearbeitete Richtlinien informieren.

TO 14) Hortordnung - Ferienbetreuung
Aufgrund einiger Anfragen von Eltern, die Möglichkeit der Ferienbetreuung nur vormittags in Anspruch nehmen zu können, wurde die folgende Angebotserweiterung der Ferienbetreuung in der Hort-Arbeitskreissitzung am 26.02.2008 gemeinsam ausgearbeitet:
Unser Hort bietet von 30.6.2008 bis 25.7.2008 für die gemeldeten Hortkinder eine Ferienbetreuung an. Zusätzlich wird die Möglichkeit geschaffen, eine Hortbetreuung in der Zeit von 07.30 bis 13.30 Uhr, bei einer verbindlichen Anmeldung ab mindestens zwei Tagen pro Woche, anzubieten. Tarif € 9,00 exklusive Ausflugskosten. Bei geplanten Ausflügen ist die Teilnahme für alle an diesen Tagen angemeldeten Kindern aus organisatorischen Gründen verbindlich.

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge die Erweiterung der Hortordnung beschließen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 15) Grenzregulierung zwischen KG Kronberg und KG Traunfeld im Zuge der Flurbereinigung
Die Niederösterreichische Agrarbezirksbehörde plant, in der KG Kronberg 15207 und der KG Traunfeld 15219 eine Grenzregulierung durchzuführen, dafür ist folgender Gemeinderatsbeschluss erforderlich:
Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge die Veränderungen, von der KG Kronberg kommen 384m² zur KG Traunfeld und von der KG Traunfeld kommen 395m² zur KG Kronberg, laut Schreiben der NÖ Agrarbezirksbehörde vom 4.3.2008, Bezug ABB-FB-245, genehmigen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 16) Rechnungsabschluss
Der Entwurf des Rechungsabschlusses wurde vorab mit den im Gemeinderat vertretenen Fraktionen und in der Vorstandssitzung am 18.3.2008 besprochen und sämtliche Fragen geklärt. Der Prüfungsausschuss prüfte den Rechnungsabschluss am 28.2.2008.

Der Rechnungsabschluss weist einen Überschuss in Höhe von € 329.690,11 aus. Er war in der Zeit von 26.2.2008 bis 11.3.2008 öffentlich aufgelegt. Erinnerungen wurden keine eingebracht.

Antrag Bgm. Bauer: Den Rechnungsabschluss in vorliegender Form beschließen.
Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 17) Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen
Bgm. Bauer:
· GR Köstler ist aus der Fraktion „Grünes Kleeblatt“ ausgetreten, wird jedoch sein Gemeinderatsmandat als Unabhängiger weiter ausüben.

· Gespräch bei Baudirekter Gruber gemeinsam mit den Herren Fellner, Lehrner und Sommerer. Man wird die vorhandenen Gutachten nochmals prüfen, weitere Möglichkeiten ausloten, dazu wird auch ein Umweltanwalt beigezogen. Lt. Gruber wird auf lange Sicht hin eine Umfahrung um Ulrichskirchen notwendig werden.
· Radwegprojekt wurde bei der Kleinregion abgegeben. Totalkosten ca. EUR 230.000,00. Förderungshöhe ca. 70%.

· Wasserschaden VS, Letztstand: Bei den Firmen Gindl und Ecker ist Haftung gegeben, Haftung von Lahofer und Braun ist fraglich. Es wurde weiteres ergänzendes Gutachten vom Gericht angefordert, auf das gewartet werden muss.

GfGR Busch: Projekt Wanderwege (gemeinsam mit Wein) wurde abgegeben. Näherer Information liegen diesem Protokoll bei.

GR Kraus: Kindermeilen – 1 ganze Woche wird zu Fuß zur Schule gegangen? Wird der Bus abbestellt?

Vizebgm. Hensel: Nein, die Teilnahme ist freiwillig, hier wird das Projekt Gehen geht (jeden Freitag) auf eine Woche ausgeweitet.

GR Esberger: Liegenschaft Kugler ist in sehr desolatem Zustand – ist hier nicht Gefahr in Verzug? Aktionen?

Bgm. Bauer: Da mit Hrn. Kugler bezüglich eines Grundstückes, welches für den Bau eines Regenüberlaufbeckens dringend benötigt wird, verhandelt wird, kann hier vorerst nur abgewartet werden.

GfGR Wohner: Wann wird der AK Feuerwehr wieder zusammen gerufen?

Bgm. Bauer: Sobald wieder Ergebnisse vorliegen.

GR Mader: Wie sieht die „Bilanz“ der Hortförderung bzw. der neuen Hortordnung aus?

GR Schütz: Kinderzahl hat sich verringert, nach Rückfrage dürfte es aber nicht an der neuen Hortordnung liegen. Der Arbeitskreis Hort sollte sich im nächsten Monat wieder zusammen setzen.

Vizebgm. Hensel: Kleinregion: Er weist – wie bereits in der Vorstandssitzung – darauf hin, dass Protokolle der Vorstandssitzungen, etc. fehlen und möchte gerne wissen, was mit der Projektgruppe Öffentlicher Verkehr passiert ist?

Bgm. Bauer: In der nächsten Vorstandssitzung der Kleinregion wird er das besprechen.

Bgm. Bauer beendet, da es keine weiteren Anfragen und Mitteilungen gibt, um 20:30 Uhr die Sitzung.










PROTOKOLL_GR_26.3.08.doc

Seite 3 von 8

